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A. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Haushaltssatzung 

der Stadt Norden für das Haushaltsjahr 2019 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Stadt Nor-
den in der Sitzung am 26.02.2019 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 49.079.550 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 52.114.630 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
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2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 47.074.350 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 49.143.730 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf 3.092.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf 7.926.820 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 4.834.800 Euro  
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 999.000 Euro  
 
festgesetzt. 
 

§ 1 a 
 
Der Haushaltsplan des Eigenbetriebes „Technische Dienste Norden“ für das Haushaltsjahr 2019 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 8.678.000 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 8.694.100 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 50.000 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 7.899.100 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 7.282.200 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf 40.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf 1.141.800 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 2.550.000 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 424.300 Euro 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 4.834.800 Euro festgesetzt. 
 

§ 2 a 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) des Eigenbetriebs „Technische Dienste Norden“ wird auf 
2.550.000 Euro festgesetzt. 
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§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 3.295.000 Euro festgesetzt.  
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 7.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4 a 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes „Technische Dienste Norden“ in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 1.315.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2019 wie folgt festge-
setzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
 (Grundsteuer A)  360 v. H. 
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B)  390 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer  380 v. H. 
 
Norden, den 27.02.2019 
 
Stadt Norden 
 
Schmelzle 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die nach § 119 Abs. 4, § 120 Abs. 2 und § 122 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 9 April 2019, Az. I/10-
150 20 1, erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 23.04.2019 bis zum 02.05.2019 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Norden, Zimmer 44, öffentlich aus. 
 
Norden, 15. April 2019 
 
Stadt Norden 
 
Schmelzle 
Bürgermeister 
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Haushaltssatzung der Gemeinde Großefehn für das Haushaltsjahr 2019 
 
Auf Grund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der zurzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Großefehn in der Sitzung am 28. März 2019 folgende Haushalts-
satzung für das Haushaltsjahr 2019 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird  
 
1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  24.529.500 Euro  
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  24.529.500 Euro  
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 22.859.900 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 22.561.100 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf 2.231.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf 3.567.800 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 1.336.800 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 687.700 Euro 
 
festgesetzt.  
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 1.336.800 Euro festgesetzt.  
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 1.795.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 3.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2019 wie folgt festge-
setzt: 
 
1. Grundsteuer 
 1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 400 v. H. 
 1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) 380 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
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§ 6 
 
1. Die Wertgrenzen für Investitionen nach § 12 KomHKVO wird auf 2.300.000 € festgelegt. 
 
2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächti-

gungen bis zu einer Höhe von 20.000 Euro gelten im Sinne des § 117 Abs. 1 NKomVG als unerheb-
lich. 

 
Großefehn, den 28.03.2019 
 
Gemeinde Großefehn 
 
Meinen 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die gemäß §§ 119 Abs. 4 und 120 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 12. April 2019, Az. I/10 150 20 1, 
erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 23.04.2019 bis zum 02.05.2019 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Gemeinde Großefehn, Zimmer 233, öffentlich aus. 
 
Großefehn, 12. April 2019 
 
Gemeinde Großefehn 
 
Meinen 
Bürgermeister 
 

 
Haushaltssatzung 

der Gemeinde Ihlow für das Haushaltsjahr 2019 

 
Aufgrund des § 112 in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 9 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Ihlow in der Sitzung am 28.02.2019 folgende 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 21.414.100 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 22.657.200 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
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2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 20.359.200 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 20.882.100 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 556.300 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 4.443.900 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 3.887.600 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 772.200 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: 
 
Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 24.803.100 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 26.098.200 Euro 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 3.887.600 Euro festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 1.130.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 3.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2019 wie folgt 
festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
 1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 380 v. H. 

 1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 370 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
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§ 6 
 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne des § 12 KomHKVO 
wird auf 2.141.500 € festgesetzt. 
 
Ihlow, den 28.02.2019 
 
Gemeinde Ihlow 
 
Börgmann 
Der Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die gemäß §§ 119 Abs. 4 und 120 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz erforderli-
che Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 12. April 2019, Az. I/10-150 20 1, erteilt 
worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 23.04.2019 bis zum 02.05.2019 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Gemeinde Ihlow, Zimmer 119, öffentlich aus. 
 
Aurich, 12.04.2019 
 
Gemeinde Ihlow 
 
Börgmann 
Bürgermeister 
 

 
5. Änderung der Satzung 

über die Aufwandsentschädigung für den Gemeindebrandmeister, 
die Ortsbrandmeister, Gerätewarte und Jugendwarte 

der Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde Ihlow 
 
Aufgrund der §§ 10, 44 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl S. 576), in der derzeit gültigen Fassung 
i. V. m. § 33 des Niedersächsischen Gesetztes über den Brandschutz und der Hilfeleistung der Feuer-
wehr (Niedersächsischen Brandschutzgesetz – NBrandSchG) vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl S. 269) in 
der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Ihlow am 28.02.2019 folgende 5. Änderung 
der Satzung über die Aufwandsentschädigung für den Gemeindebrandmeister, die Ortsbrandmeister, 
Gerätewarte und Jugendwarte der Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde Ihlow beschlossen: 
 

Artikel I 
 
Der § 3 (Sonstige Funktionsträger) der Satzung vom 01.01.1986, der 1. Änderung der Satzung vom 
01.01.1988, 2. Änderung der Satzung vom 01.04.1996, 3. Änderung der Satzung vom 01.04.2002 und 
4. Änderung der Satzung vom 20.01.2018 wird wie folgt ergänzt: 
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§ 3 
Sonstige Funktionsträger 

 
1.1  Der Kinderfeuerwehrwart erhält eine monatliche  
 Aufwandsentschädigung von 40,00 €. 
1.2.  Der stellv. Kinderfeuerwehrwart erhält eine monatliche 
 Aufwandsentschädigung von 40 €. 

 
Artikel 2 

 
Diese 5. Änderung der Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 
 
Ihlow, den 05.04.2019 
 
Gemeinde Ihlow 
 
Börgmann 
Bürgermeister 
 

 
Satzung 

für die Freiwillige Feuerwehr 
der Gemeinde Ihlow 

 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.06.2018 (Nds. GVBL. S. 113) 
und der §§ 1 und 2 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) vom 18.07.2012 (Nds. 
GVBL. S. 269), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 16.05.2018 (Nds. GVBL. S. 595) hat der 
Rat der Gemeinde Ihlow in seiner Sitzung am 28.02.2019 folgende Satzung für die Freiwillige Feuer-
wehr der Gemeinde Ihlow beschlossen: 
 

§ 1 
Organisation und Aufgaben 

 
1. Die Freiwillige Feuerwehr ist eine Einrichtung der Gemeinde Ihlow. Sie besteht aus den zur Sicher-

stellung des Brandschutzes und der Hilfeleistung in den Ortsteilen Ihlowerfehn, Ochtelbur, Oster-
sander (Weene), Riepe und Simonswolde unterhaltenen Ortsfeuerwehren. Die Ortsfeuerwehr 
Ihlowerfehn ist als Stützpunktfeuerwehr (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung über die kommunalen 
Feuerwehren – Feuerwehrverordnung– FwVO vom 30.04.2010 (Nds. GVBl. S. 185, 284), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 17.05.2011 (Nds.GVBl. S. 125) Ortsfeuerwehr Riepe ist als modi-
fizierte Stützpunktfeuerwehr eingerichtet. Die Ortsfeuerwehren Ochtelbur, Ostersander (Weene) 
und Simonswolde sind Grundausstattungsfeuerwehren. 

 
§ 2 

Leitung der Freiwilligen Feuerwehr 
 
1. Die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde wird von der Gemeindebrandmeisterin oder dem Ge-

meindebrandmeister geleitet (§20 Abs. 1 Satz 1 NbrandSchG). Im Verhinderungsfalle erfolgt die 
Vertretung in allen Dienstangelegenheiten durch die stell. Gemeindebrandmeisterin oder den 
stellv. Gemeindebrandmeister. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder der Freiwilligen Feu-
erwehr. 
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2. Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Gemeinde erlassende „Dienstanweisung für Ge-
meinde- und Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr“ zu beachten. 

 
§ 3 

Leitung der Ortsfeuerwehr 
 
1. Die Ortsfeuerwehr wird von der Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister geleitet (§ 20 Abs. 1 

Satz 2 NbrandSchG). Im Verhinderungsfalle erfolgt die Vertretung in allen Dienstangelegenheiten 
durch die stellv. Ortsbrandmeisterin oder den stellv. Ortsbrandmeister. Sie sind im Dienst Vorge-
setzte der Mitglieder der Ortsfeuerwehr. 

 
2. Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Gemeinde erlassende „Dienstanweisung für Ge-

meinde- und Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr“ zu beachten. 
 

§ 4 
Führungskräfte taktischer Feuerwehreinheiten 

 
1. Die Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister bestellt aus den Angehörigen der Einsatzabteilung 

der Ortsfeuerwehr nach deren Anhörung die entsprechend der Wehrgliederung erforderlichen 
Führerinnen oder Führer und stellv. Führerinnen oder Führer der taktischen Feuerwehreinheiten 
Zug, Gruppe, Staffel und Trupp. 

 
2. Die Führungskräfte der taktischen Einheit sind im Dienst Vorgesetzte der Angehörigen ihrer jewei-

ligen taktischen Einheit. 
 
3. Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister können die Führungskräfte nach Maßgabe des § 8 

Abs. 7 der Verordnung  über den Eintritt in den Dienst, die Gliederung nach Dienstgraden und die 
Übertragung von Funktion bei den Freiwilligen Feuerwehren im Lande Niedersachsen (FwVO) ab-
berufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die 
Führungskräfte 

 
1. die Dienstpflicht grob verletzt oder das Ansehen der Feuerwehr geschädigt haben, 
2. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch ihr Verhalten erheblich gestört haben oder 
3. die Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben können. 
4. innerhalb oder außerhalb der Feuerwehr durch Äußerungen oder tatsächliche Handlungen zu 

erkennen geben, dass sie die freiheitlich demokratische Grundordnung nicht anerkennen. 
 

Vor der Entscheidung über die Abberufung sind die Angehörigen der jeweiligen taktischen Ein-
heit der Ortsfeuerwehr und die betroffene Führungskraft anzuhören. Den abberufenen Füh-
rungskräften wird der bisherige Dienstgrad belassen. Die Gemeindebrandmeisterin oder der 
Gemeindebrandmeister sind über die beabsichtigten Maßnahmen rechtzeitig schriftlich zu un-
terrichten. 

 
§ 5 

Gemeindekommando 
 
1. Das Gemeindekommando unterstützt die Gemeindebrandmeisterin oder den Gemeindebrand-

meister. Dabei obliegen dem Gemeindekommando insbesondere folgende Aufgaben: 
 

a) Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zum Einsatz der Freiwilligen Feuerwehr inner-
halb der Gemeinde und zur Leistung von Nachbarschaftshilfe, 
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b) Mitwirkung bei Feststellung des Bedarfs an Anlagen, Mitteln einschl. Sonderlöschmitteln und 
Geräten und technischen Einrichtungen für die Brandbekämpfung und die Durchführung von 
Hilfeleistungen, 

c) Mitwirkung bei der Erstellung des Haushaltsvoranschlages der Gemeinde für den Bereich Frei-
willige Feuerwehr, 

d) Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen Alarm- und Einsatzplänen und Plänen für die 
Löschwasserversorgung sowie deren laufende Ergänzung, 

e) Mitwirkung bei der Ermittlung des Löschwasserbedarfs 
f) Überwachung der laufenden Schulung der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr sowie Bera-

tung bei deren Entsendung zu Lehrgängen, 
g) Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Übungen, 
h) Überwachung der Durchsetzung der Unfallverhütungsvorschriften und sonstiger Sicherheits-

bestimmungen. 
i) Mitwirkung bei der Aufstellung einer Feuerwehrbedarfsplanung, 
j) Mitwirkung bei der Erledigung von Aufgaben nach § 2 Abs. 4 Nr. 3 NBrandSchG. 
k) Überwachung der Pflege und Wartung der Geräte und Ausrüstungsgegenstände. 

 
2. Das Gemeindekommando besteht aus 
 

a) der Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister als Leiterin oder Leiter, 
b) der stellv. Gemeindebrandmeisterin oder dem stellv. Gemeindebrandmeister, den Ortsbrand-

meisterinnen oder Ortsbrandmeistern,  der Gemeindejugend-feuerwehrwartin oder dem Ge-
meindejugendfeuerwehrwart als Beisitzerin oder Beisitzer kraft Amtes,  

c) der Schriftwartin oder dem Schriftwart und der Gemeindesicherheitsbeauftragten oder dem 
Gemeindesicherheitsbeauftragten als bestellte Beisitzerin oder Beisitzer. 

 
3. Der Gemeindesicherheitsbeauftragte und der Schriftführer werden auf Vorschlag des Gemeinde-

brandmeisters/der Gemeindebrandmeisterin, deren Stellvertreter sowie des Gemeindejugend-
feuerwehrwartes vom Bürgermeister /in oder Stellvertreter/in aus den Angehörigen der Einsatz-
abteilung der Freiwilligen Feuerwehr für die Dauer von drei Jahren bestellt. Der Brandschutzerzie-
her und der Musikführer können als weitere stimmberechtigte Beisitzerinnen und Beisitzer für die 
Dauer von drei Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in das Gemeindekommando aufgenom-
men werden. Für das Bestellverfahren gilt Satz 1. 

 
4. Die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister kann weitere Mitglieder der Feu-

erwehr oder sachkundige Personen zu Sitzungen des Gemeindekommandos zuziehen. Diese ha-
ben kein Stimmrecht. 

 
5. Die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister kann die Beisitzer nach Absatz 2 

Satz 1 Buchst. c und die Trägerinnen und Träger anderer Funktionen nach Absatz 3, bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes nach Anhörung des Gemeindekommandos vorzeitig abberufen. 

 
6. Das Gemeindekommando wird von der Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeis-

ter bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr, mit einwöchiger Ladungsfrist unter Angabe der 
Tagesordnung einberufen. Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt wer-
den. Das Gemeindekommando ist einzuberufen, wenn die Gemeinde, der Verwaltungsausschuss 
oder mehr als die Hälfte der Gemeindekommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes ver-
langen. 

 
7. Das Gemeindekommando ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung mehr als die 

Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind.  
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8. Beschlüsse des Gemeindekommandos werden mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder ge-
fasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend davon wird, 
wenn ein Mitglied des Gemeindekommandos es verlangt, schriftlich abgestimmt. 

 
9. Über jede Sitzung des Gemeindekommandos ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der Ge-

meindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister und einem weiteren Mitglied des Ge-
meindekommandos (Schriftwartin oder Schriftwart) zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung der 
Niederschrift ist der Gemeinde zuzuleiten.  

 
§5a 

Wahl des Gemeindebrandmeisters/der Gemeindebrandmeisterin 
und des Stellvertreters/der Stellvertreterin 

 
Die Ortsbrandmeister (innen) sowie deren Stellvertreter sind berechtigt, Vorschläge für die Wahl 
des/der Gemeindebrandmeisters (in) abzugeben. Das Gemeindekommando stimmt über die Vor-
schläge ab. Die rechtsverbindliche Ernennung erfolgt durch den Rat, dieser ist nicht an den Vorschlag 
gebunden. 
 

§ 6 
Ortskommando 

 
1. Das Ortskommando unterstützt die Ortsbrandmeisterin oder den Ortsbrandmeister. Dem Orts-

kommando obliegen auf der Ortsebene die in § 5 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a, b, c, d, e, f, g, h, i, j und k 
aufgeführten Aufgaben.  

 
2. Das Ortskommando entscheidet  über die Aufnahme von Mitgliedern in die Feuerwehr, über die 

Auf- bzw. Übernahme eines Mitgliedes in eine andere Abteilung der Ortsfeuerwehr sowie über 
den Ausschluss eines Mitgliedes (§ 17).  

 
3. Das Ortskommando besteht aus 
 

a) der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister als Leiterin oder Leiter 
b) der stellv. Ortsbrandmeisterin oder dem stellv. Ortsbrandmeister,  
c) der Führerinnen und  Führern der taktischen Feuerwehreinheiten (§ 4) als Beisitzerin oder Bei-

sitzer kraft Amtes 
d) der Jugendfeuerwehrwartin oder dem Jugendfeuerwehrwart, der Schriftwartin oder dem 

Schriftwart, der Gerätewartin oder dem Gerätewart und der oder dem Sicherheitsbeauftragten 
als bestellte Beisitzerin oder Beisitzer. 

 
Die Beisitzerin oder Beisitzer gemäß Satz 1 Buchst. c und d werden von der Ortsbrandmeisterin 
oder dem Ortsbrandmeister aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr auf 
Vorschlag der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren bestellt. § 5 Abs. 3 Satz 1 gilt 
entsprechend. 

 
Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister kann die Beisitzer nach Absatz 3, Satz 1, 
Buchst. c und d und Trägerinnen und Träger anderer Funktionen, bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes nach Anhörung der Mitgliederversammlung vorzeitig abberufen. 
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4. Das Ortskommando wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister bei Bedarf, 
mindestens jedoch zweimal im Jahr, mit einwöchiger Ladungsfrist unter Angaben der Tagesord-
nung einberufen. Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt werden. Das 
Ortskommando ist einzuberufen, wenn die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrand-
meister oder mehr als die Hälfte der Ortskommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes 
verlangen. Die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister können an allen Sit-
zungen der Ortskommandos mit beratender Stimme teilnehmen. Für Beschlüsse des Ortskom-
mandos gilt § 5 Abs. 6 und 7 entsprechend. 

 
5. Über jede Sitzung des Ortskommandos ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der Ortsbrand-

meisterin oder dem Ortsbrandmeister und einem weiteren Mitglied des Ortskommandomitglieder 
(Schriftwartin /Schriftwart) zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der Ge-
meindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister sowie der Gemeinde zuzuleiten. 

 
§ 7 

Mitgliederversammlung 
 
1. Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegenheiten der Ortsfeuerwehren, für die 

nicht die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister, die  Ortsbrandmeisterin  
oder dem Ortsbrandmeister, das Gemeindekommando oder das Ortskommando im Rahmen die-
ser Satzung oder anderer Vorschriften zuständig sind. Insbesondere obliegen ihr 

 
a) die Entgegennahme des Jahresberichts (Tätigkeitsbericht) 
b) die Entgegennahme des Berichts über die Dienstbeteiligung, 
c) die Entscheidung über die Berufung von Ehrenmitgliedern. 

 
2. Die Mitgliederversammlung wird auf der Ortsebene von der Ortsbrandmeisterin oder dem Orts-

brandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr, einberufen. Sie ist einzuberufen, 
wenn die Gemeinde, der Verwaltungsausschuss oder ein Drittel der aktiven Mitglieder der Orts-
feuerwehr dies unter Angabe des Grundes verlangen. Ort und Zeit der Mitgliederversammlung 
sind mindestens zwei Wochen vorher ortüblich unter Mittelung der Tagesordnung bekannt zuge-
ben. An der Mitgliederversammlung soll jeder Angehörige der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr 
teilnehmen. Angehörige anderer Abteilungen können teilnehmen.  

 
3. Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister gelei-

tet; sie ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder (Abs. 4) 
anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen unter Einhaltung der La-
dungsfrist eine neue Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen, die 
unabhängig von der Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig ist. Auf 
die Beschlussfähigkeit der erneuerten Mitgliederversammlung ist in der Einladung hinzuweisen. 

 
4. Jeder Angehörige der Einsatzabteilung hat eine Stimme, die nicht übertragen werden kann 

(stimmberechtigtes Mitglied). Angehörige anderer Abteilungen haben beratende Stimme. 
 
5. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gefasst; 

Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend davon wird, wenn 
ein stimmberechtigtes Mitglied es verlangt, eine schriftliche Abstimmung durchgeführt. 

 
6. Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der Ortsbrandmeiste-

rin oder dem Ortsbrandmeister und dem Schriftwart zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung der 
Niederschrift ist der Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister sowie der Ge-
meinde zuzuleiten. 
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§ 8 
Verfahren bei Vorschlägen 

 
1. Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen, deren Besetzung durch die Mitgliederversamm-

lung erfolgt, wird schriftlich abgestimmt. Ist nur ein Vorschlag gemacht, wird, wenn niemand wie-
derspricht, durch Zuruf abgestimmt. Vorgeschlagen ist, wer die Mehrheit der Stimmen des be-
schlussfähigen zuständigen Gremiums erhält. 

 
2. Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine zweite Abstimmung statt, durch die das Mitglied 

vorgeschlagen ist, für das die meisten Stimmen abgegeben worden sind. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los, das von der jeweiligen Leiterin oder Leiter des Verfahrens zu ziehen ist. 

 
3. Über den vom Rat der Gemeinde nach § 20 Abs. 4 NBrandSchG abzugebenden Vorschlag der in 

das Ehrenbeamtenverhältnis zu berufenden Führungskräfte (Gemeindebrandmeisterin oder der 
Gemeindebrandmeister, Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister sowie deren Stellvertre-
terinnen und Stellvertretern) wird schriftlich abgestimmt. Wird bei mehr als zwei Bewerberinnen 
oder Bewerbern im erst Abstimmungsgang nicht die für einen Vorschlag nach § 20 Abs. 5 NBrand-
SchG erforderliche Mehrheit erreicht, so ist eine Stichabstimmung zwischen den beiden Bewerbe-
rinnen oder Bewerbern, auf die die meisten Stimmen entfallen sind, durchzuführen. Wird die er-
forderliche Mehrheit wiederum nicht erreicht, können am gleichen Tage erneute Abstimmungen 
durchgeführt werden. 

 
§ 9 

Angehörige der Einsatzabteilung 
 
1. Für den Einsatzdienst gesundheitlich geeignete Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde 

Ihlow oder die für Einsätze regelmäßig zur Verfügung stehen, die das 16. Lebensjahr, aber noch 
nicht das 67. Lebensjahr vollendet haben, können Angehörige der Einsatzabteilung der Freiwilli-
gen Feuerwehr werden. Bei Minderjährigen ist eine schriftliche Einwilligung der Erziehungsbe-
rechtigten erforderlich.  

 
2. Angehöriger der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr kann auch werden, wer der Einsatz-

abteilung der Freiwilligen Feuerwehr einer anderen Gemeinde angehört und regelmäßig für Eins-
ätze zur Verfügung steht (Doppelmitglied § 12 Abs. 2 NBrandSchG). Die Zugehörigkeit zur Einsatz-
abteilung endet spätestens mit Vollendung des 67. Lebensjahres.  

 
3. Aufnahmegesuche sind schriftlich an die für den Wohnsitz zuständige Ortsfeuerwehr zu richten. 

Anträge von Doppelmitgliedern sind an die Ortsfeuerwehr zur richten, in deren Bereich die regel-
mäßige Teilnahme an Einsätze erfolgen soll. Die Gemeinde kann ein Führungszeugnis und ein ärzt-
liches Zeugnis über den Gesundheitszustand der Bewerberinnen und Bewerber anfordern, die 
Kosten trägt die Gemeinde. 

 
4. Über die Aufnahme in die Einsatzabteilung entscheidet das Ortskommando (§ 6 Abs. 2). Die Orts-

brandmeisterin oder der Ortsbrandmeister hat die Gemeinde über die Gemeindebrandmeisterin 
oder den Gemeindebrandmeister vor der Bekanntgabe der Entscheidung über den Aufnahmean-
trag zu unterrichten, soweit die Gemeinde darauf nicht generell verzichtet hat. 

 
5.  Nach erfolgreicher Ausbildung und einwandfreiem Verhalten im Dienst beschließt das Ortskom-

mando über die Bewährung in der Probezeit (§ 7 Abs. 2 FwVO). Bei der endgültigen Aufnahme ist 
folgende schriftliche Erklärung abzugeben: 

 
„Ich verspreche, die freiwillig übernommenen Pflichten als Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr 
pünktlich und gewissenhaft zu erfüllen und gute Kameradschaft zu halten“ 
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6. Die Zugehörigkeit zu einer Ortsfeuerwehr richtet sich bei Angehörigen der Einsatzabteilung aus-
schließlich nach ihrem Wohnsitz. In Einzelfällen kann das Gemeindekommando eine abweichende 
Reglung treffen. Dieser Antrag bedarf der Schriftform unter Darlegung von Gründen. 

 
§ 10 

Angehörige der Altersabteilung 
 
1. Angehörige der Einsatzabteilung  sind in die Altersabteilung zu übernehmen, wenn sie das 67. 

Lebensjahr vollendet haben. Ein Mitglied der Einsatzabteilung kann, ab dem Tag der Vollendung 
des 55. Lebensjahres ohne Angabe von Gründen in die Altersabteilung übertreten. 

 
2. Angehörige der Einsatzabteilung können auf ihren Antrag oder auf Beschluss des Ortskommandos 

in die Altersabteilung übernommen werden, wenn sie den Dienst in der Einsatzabteilung auf Dau-
er nicht mehr ausüben können. 

 
3. Angehörige der Altersabteilung dürfen bei dienstlichen Veranstaltungen Dienstkleidung tragen. 
 

§ 11 
Mitglieder der Jugendfeuerwehren 

 
1. Jugendfeuerwehren sind in den Ortsfeuerwehren Ihlowerfehn, Riepe, Weene, Ochtelbur und Si-

monswolde eingerichtet. 
 
2. Kinder und Jugendliche aus der Gemeinde können nach Vollendung des 10. Lebensjahres, aber 

noch nicht des 18. Lebensjahres Mitglied in der Jugendfeuerwehr werden, wenn die schriftliche 
Einwilligung der Erziehungsberechtigten vorliegt. 

 
3. Darüber hinaus können Mitglieder, die die allgemeine Jugendarbeit fördern oder betreuende 

Aufgaben war nehmen, über die in § 17 Abs. 2 genannte Altersgrenze tätig werden.  
 
4. Über die Aufnahme in die Jugendfeuerwehr entscheidet das Ortskommando auf Vorschlag der 

Jugendfeuerwehr. 
 

§ 11 a 
Kinderfeuerwehr 

 
1. Die Ortsfeuerwehren können auf Beschluss des Ortskommandos eine Kinderabteilung (Kinderfeu-

erwehr) einrichten.  
 
2. Die Kinderabteilung ist eine selbständige Einrichtung der Ortsfeuerwehr. 
 
3. Ihnen können Kinder angehören, die gem. § 13 Abs. 2 NBrandSchG das 6. Lebensjahr, aber noch 

nicht das 12. Lebensjahr vollendet haben. Die schriftliche Zustimmung der Personensorgeberech-
tigten / des Personenberechtigten muss bei Eintritt vorliegen. Mitglieder der Kinderfeuerwehr 
dürfen keinen Einsatzdienst leisten. 

 
4. Über die Aufnahme in der Kinderabteilung entscheidet das Ortskommando. 
 

§ 12 
Angehörige der Musikabteilung „Spielmannszug“ 

 
1. Die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Ihlow kann einen Feuerwehrmusikzug aufstellen. Dieser 

trägt die Bezeichnung „Spielmannszug Feuerwehr Ihlow“. 
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2. Die Zugehörigkeit zur Musikabteilung  „Spielmannszug Feuerwehr Ihlow“ ist nicht an besondere 
Voraussetzungen gebunden. Angehörige können auch Bewerberinnen und Bewerber werden, die 
ihren Wohnsitz nicht in der Gemeinde Ihlow haben. Die Angehörigen dieser Abteilung leisten kei-
nen Einsatzdienst. 

 
3. Der Spielmannszug wählt aus seinen Reihen ein eigenes Kommando. 
 

§ 13 
Ehrenmitglieder 

 
1. Feuerwehrmitglieder und sonstige Einwohnerrinnen und Einwohner der Gemeinde Ihlow, die sich 

besondere Verdienste um den kommunalen Brandschutz und die Hilfeleistung erworben haben, 
können auf Vorschlag des Ortskommandos nach Anhörung der Gemeinde und der Gemeinde-
brandmeisterin oder des Gemeindebrandmeisters durch die Mitgliederversammlung zu Ehren-
mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr ernannt werden. 

 
2. Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Ihlow, die mindestens in drei Wahlperioden 

des Rates als Ehrenbeamtin-/nen oder Ehrenbeamte der Freiwilligen Feuerwehr tätig waren, kann 
nach Anhörung der Gemeindebrandmeisterin oder des Gemeindebrandmeisters vom Rat der 
Stadt die Bezeichnung „Ehren-/brandmeisterin" oder „Ehrenbrandmeister" verliehen werden, 
wenn sie in Ehren aus dem Beamtenverhältnis ausgeschieden sind. Die Betreffenden sollen min-
destens 55 Jahre alt, 18 Jahre als „Ehrenbeamtinnen" oder „Ehrenbeamte" tätig gewesen sein, 
den Dienstgrad einer Brandmeisterin oder eines Brandmeisters erreicht und besondere Verdiens-
te in der Freiwilligen Feuerwehr erworben haben. Die „Richtlinie zur Ernennung von „Ehren-
Gemeindebrandmeistern“ und „Ehren-Brandmeistern“ ist zu beachten und Bestandteil dieser Sat-
zung. 

 
§ 14 

Fördernde Mitglieder 
 
Die Feuerwehr kann fördernde Mitglieder aufnehmen; über die Aufnahme entscheidet das Orts-
kommando. 
 

§ 15 
Rechte und Pflichten 

 
1. Die Angehörigen der Einsatzabteilungen sind verpflichtet, die ihren übertragenen Aufgaben ge-

wissenhaft auszuführen. Sie haben die von ihren Vorgesetzten im Rahmen der Aufgaben der Feu-
erwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen. Angehörige der Einsatzabteilung, die aus persönli-
chen Gründen vorübergehend an der Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungsdienst verhindert 
sind, können auf Antrag durch das Ortskommando befristet beurlaubt werden. Während der 
Dauer der Beurlaubung ruhen die Rechte und Pflichten als Angehöriger der Einsatzabteilung. 

 
2. Die Mitglieder in der Jugendabteilung sollen an dem für sie vorgesehenen Übungsdienst und sons-

tigen Veranstaltungen teilnehmen. Sie haben die im Rahmen der Aufgaben der Jugendabteilung 
gegebenen Anordnungen zu befolgen. 

 
3. Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie die 

Geräte pfleglich und schonend zu behandeln. Bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Beschädi-
gung von Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenständen sowie von Geräten kann die Gemeinde den 
Ersatz des entstandenen Schadens verlangen. Dienstkleidung darf außerhalb des Dienstes nicht 
getragen werden. 
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4. Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach den gesetzlichen Bestimmungen unfallver-
sichert. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die „Unfallverhütungsvorschriften für Feuerwehren“ zu be-
achten. Tritt ein Unfall im Feuerwehrdienst ein, so ist dies unverzüglich – spätestens binnen 48 
Stunden – über die Ortsfeuerwehr der Gemeinde zu melden. Dies gilt auch für Erkrankungen, die 
erkennbar auf den Feuerwehrdienst zurückzuführen sind. 

 
5. Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des Feuerwehrdienstes ein Schaden an seinem privaten 

Eigentum entstanden ist, so gilt Absatz 4 Satz 3 entsprechend. 
 
6. Die Mitglieder haben das Recht, sich der Sterbekasse für die Freiwillige Feuerwehren Ostfrieslands 

anzuschließen. Die Beiträge hierzu trägt die Gemeinde Ihlow. 
 
7. Fotografien und Videoaufnahmen vom Einsatzort dürfen nur von einem Bevollmächtigen erstellt 

werden. Die Bevollmächtigung erteilt der  Gemeindebrandmeister /in oder Einsatzleiter/ in. 
 
8. Den Mitgliedern der Feuerwehr ist es untersagt, Texte und Fotografien vom Einsatz in der Presse 

und in den einschlägigen elektronischen Medien (z. B. Facebook, Twitter, etc.) zu veröffentlichen. 
Die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr haben über Angelegenheiten, die ihnen bei oder bei Ge-
legenheit ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit bekannt geworden sind, Verschwiegenheit zu wahren, 
insbesondere keine Auskünfte über Einsätze zu erteilen. Zuwiderhandlungen werden abgemahnt 
und führen nach der dritten Abmahnung zum Ausschluss aus der Feuerwehr. 

 
§ 15 a 

Pressesprecher 
 
1. Die Pressesprecherin / der Pressesprecher der Gemeindefeuerwehren wird auf Vorschlag der 

Gemeindebrandmeisterin/ des Gemeindebrandmeisters von der  Bürgermeisterin / vom Bürger-
meister oder Stellvertreterin / Stellvertreter aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der Frei-
willigen Feuerwehren für die Dauer von fünf Jahren bestellt. 

 
2.  Die Pressesprecherin / der Pressesprecher der Gemeindefeuerwehren hat in Abstimmung mit der 

Gemeindebrandmeisterin/ dem Gemeindebrandmeister oder der Einsatzleiterin/ dem Einsatzlei-
ter die Öffentlichkeit über die Belange der Feuerwehr zu informieren.  

 
§ 16 

Verleihung von Dienstgraden 
 
1. Dienstgrade dürfen an Angehörige der Einsatzabteilung nur unter Beachtung der §§ 8 ff FwVO 

verliehen werden 
 
2. Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der Ortsfeuerwehr bis Dienstgrad „Erste Hauptfeu-

erwehrfrau oder Erster Hauptfeuerwehrmann“ vollzieht die Ortsbrandmeisterin oder der Orts-
brandmeister auf Beschluss des Ortskommandos. Die Verleihung bedarf der Zustimmung der Ge-
meindebrandmeisterin oder des Gemeindebrandmeisters. Verleihungen ab Dienstgrad 
„Löschmeisterin/ Löschmeister“ vollzieht die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeinde-
brandmeister auf Beschluss des Ortskommandos nach Anhörung des Gemeindekommandos. Die 
Verleihung eines Dienstgrades an Funktionsträgerinnen oder Funktionsträger der Gemeindefeu-
erwehr vollzieht die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister auf Beschluss des 
Gemeindekommandos. Die Verleihung eines Dienstgrades ab „Löschmeisterin/ Löschmeister“ be-
darf der Zustimmung der Kreisbrandmeisterin oder des Kreisbrandmeisters.  
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§ 17 
Beendigung der Mitgliedschaft 

 
1. Die Mitgliedschaft endet durch: 
 

a) Austrittserklärung 
b) Richterspruch, wenn dadurch die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren wurde 
c) Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr, 
d) Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen Aufenthalts in der Gemeinde bei Angehörigen der 

Einsatzabteilung 
e) Ausschluss. 

 
2. Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die Mitglieder der Jugendfeuerwehr 

darüber hinaus 
 

a) mit der Auflösung der Jugendfeuerwehr 
b) mit der nach Vollendung des 16. Lebensjahres möglichen Übernahme als aktives Mitglied in die 

Freiwillige Feuerwehr, spätestens jedoch mit Vollendung des 18. Lebensjahres. 
 
3. Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann mit einer Frist von einem Monat zum Vierteljah-

resende erfolgen; der Austritt ist gegenüber der Ortsfeuerwehr spätestens einen Monat vor dem 
Vierteljahresende schriftlich zu erklären. 

 
4. Angehörige der Einsatzabteilung sind aus der Einsatzabteilung zu entlassen, wenn sie sich in der 

Probezeit nicht bewähren oder gesundheitlich nicht mehr geeignet sind. Sie können in eine ande-
re Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr übernommen werden, wenn sie die Voraussetzungen für 
eine Zugehörigkeit zu dieser Abteilung erfüllen. 

 
5. Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus der Freiwilligen Feuerwehr ausgeschlossen 

werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, 
wenn ein Mitglied  

 
1. wiederholt seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungsdienst verletzt, 
2. wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht befolgt, 
3. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch sein Verhalten erheblich stört, 
4. das Ansehen der Feuerwehr schuldhaft geschädigt hat, 
5. rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als ein Jahr verurteilt worden ist. 
6. innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen Feuerwehr durch Äußerungen oder tatsächliche 

Handlungen zu erkennen gibt, dass er die freiheitlich demokratische Grundordnung nicht aner-
kennt. 

 
6. Über die Einleitung eines Verfahrens zum Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr beschließt 

das Ortskommando. Das Verwaltungsverfahren wird durch die Gemeinde geführt. Vor der Ent-
scheidung über den Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr ist dem Gemeindekommando und 
der oder dem Betroffenen und der Gemeinde Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Aus-
schlussverfügung wird von der Gemeinde erlassen. 

 
7. Angehörige der Einsatzabteilung und  Mitglieder der Jugendfeuerwehr können, wenn gegen sie 

ein Ausschlussverfahren eingeleitet wurde, von der Ortsbrandmeisterin oder vom Ortsbrandmeis-
ter bis zur Entscheidung über den Ausschluss vom Dienst suspendiert werden.  
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8. Die Beendigung der Mitgliedschaft eines Angehörigen der Einsatzabteilung hat die Ortsfeuerwehr 
über die Gemeindebrandmeisterin oder den Gemeindebrandmeister der Gemeinde schriftlich an-
zuzeigen. 

 
9. Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der Freiwilligen Feuerwehr sind innerhalb einer Woche 

Dienstbekleidung, Dienstausweis, Ausrüstungsgegenstände und alle sonstigen zu Dienstzwecken 
zur Verfügung gestellten Gegenstände bei der Ortsfeuerwehr abzugeben. Die Ortsfeuerwehr be-
stätigt dem ausscheidenden Mitglied den Empfang der zurückgegebenen Gegenstände und hän-
digt ihm eine Bescheinigung über die Mitgliedschaft und den Dienstgrad aus.  

 
10. Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte Gegenstände gem. Abs. 9 S. 1 von dem ausge-

schiedenen Mitglied trotz schriftlicher Aufforderung nicht zurückgegeben, kann die Gemeinde den 
Einsatz des entstandenen Schadens bis zur Höhe der Wiederbeschaffungskosten verlangen. 

 
§ 18 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Aurich 

in Kraft. 
 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung für die Freiwilligen Feuerwehr in der Gemeinde Ihlow 

vom 26.10.2015 außer Kraft. 
 
Ihlow, 12.04.2019 
 
Gemeinde Ihlow 
 
Börgmann 
Bürgermeister 
 

 
Haushaltssatzung 

der Samtgemeinde Hage für das Haushaltsjahr 2019 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 
Samtgemeinde Hage in der Sitzung am 21. Februar 2019 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 11.829.500 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 11.829.500 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
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2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen auf 15.374.200 Euro 
2.2 der Auszahlungen auf 15.374.200 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen: 
 
2.1.1 auf Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 11.370.500 Euro 
2.2.1 auf Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 10.745.000 Euro 
 
2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen 680.200 Euro 
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen 4.229.200 Euro 
 
2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 3.323.500 Euro 
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 400.000 Euro 
 

§ 1 a 
 
Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Kurverwaltung für das Haushaltsjahr 2019 wird 
 
1. im Erfolgsplan mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 635.100 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.342.700 Euro 
 
2. im Vermögensplan mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen auf 1.130.700 Euro 
2.2 der Auszahlungen auf 1.130.700 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Abwasserwerk für das Haushaltsjahr 2019 wird 
 
1. im Erfolgsplan mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.450.900 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.524.700 Euro 
 
2. im Vermögensplan mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen auf 985.800 Euro 
2.2 der Auszahlungen auf 985.800 Euro 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men (Kreditermächtigung) wird auf 3.323.500 Euro festgesetzt. 
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§ 2 a 
 
Im Vermögensplan des Eigenbetriebes Kurverwaltung wird der Gesamtbetrag der vorgesehenen 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) auf 94.500 
Euro festgesetzt. 
 
Im Vermögensplan des Eigenbetriebes Abwasserwerk werden Kredite für Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 420.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 3 a 
 
In den Vermögensplänen der Eigenbetriebe Kurverwaltung und Abwasserwerk werden Verpflich-
tungsermächtigungen nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.500.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4 a 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Kurverwaltung in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 75.000 Euro festgesetzt. 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Abwasserwerk in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 150.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Hebesatz für die Samtgemeindeumlage wird auf 42,1746 v. H. der Steuerkraftzahlen gemäß § 11 
NFAG der Mitgliedsgemeinden festgesetzt. Dadurch ergibt sich eine Gesamtumlage in Höhe von 
2.700.000 Euro. 
 
Hage, den 21. Februar 2019 
 
Samtgemeinde Hage 
 
Trännapp 
Samtgemeindebürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die gemäß §§ 120 Abs. 2, 119 Abs. 4 sowie § 130 Abs. 3 i. V. m. § 120 Abs. 2 und § 111 Abs. 3 Nieder-
sächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 15 Abs. 6 Nds. Gesetz über den Finanz-
ausgleich (NFAG) erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 8. April 2019, 
Az. I/10-150 20 1, erteilt worden. 
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Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz vom 
23. April 2019 bis zum 2. Mai 2019 zur Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde Hage, Haupt-
straße 81, öffentlich aus. 
 
Hage, 8. April 2019 
 
Samtgemeinde Hage 
 
Trännapp 
Samtgemeindebürgermeister  
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